
Jäger hoffen, Windmüller nicht
Erwartungen an eine Wende in der Umweltpolitik – und Befürchtungen davor

Von Achim Kienbaum

KREIS SOEST � Zwischen einem
Regierungswechsel und dem
Austausch eines Trainers im Fuß-
ball gibt es eine Menge Paralle-
len: Spieler und Spielsysteme,
die bis dato nicht gerade ange-
sagt gewesen waren, können
plötzlich groß raus kommen –
anderen droht die Ersatzbank
oder gar die Ausmusterung.
Gleiches gilt für Akteure auf der
politischen Bühne und ihre Lieb-
lingsprojekte. An Hoffnungen
oder Befürchtungen, was die
neue Landesregierung in Düssel-
dorf im Kreisgebiet verändern
könnte, mangelt es also nicht.

Aufs Korn genommen gefühlt
hatte sich zum Beispiel die Jä-
gerschaft im Kreis (KJS) von
der rot-grünen Landesregie-
rung, weil Umweltminister
Johannes Remmel (Grüne)
ein neues Jagdgesetz durch-
gesetzt hatte, das eine Reihe
von Einschränkungen für die
Waidmänner gebracht hatte.
Zwar verhehlte der KJS-Vor-
sitzende Jürgen Schulte-Der-
ne gestern nicht, dass sowohl
er selber als auch auch sein
Verband auf ein „besseres Ge-
setz“ hofften, aber bislang
fehle schlicht ein Gesprächs-
partner.

Vorsitzender
noch zurückhaltend

„Bis nicht klar ist, wer der
zuständige Minister auf Sei-
ten der Landesregierung wer-
den wird, können wir auch
nicht sagen, was konkret von
dort auf uns zukommen
wird“, zeigte sich Schulte-
Derne, der auch Mitglied des

Vorstandes auf Landesebene
ist, zurückhaltend.

Viel Gegenwind für Rem-
mel hatte es auch in anderen
Bereichen seiner Umweltpoli-
tik gegeben: So hatte sich hef-

tiger Widerstand gegen den
Bau von Windrädern geregt,
unter anderem auch in Wald-
gebieten. Die werden unter
der neuen Landesregierung
kaum kommen – aber das ist

noch lange nicht alles: Im Ko-
alitionsvertrag ist ganz kon-
kret vereinbart, dass zwi-
schen neuen Windrädern
und Wohnbebauung ein Min-
destabstand von 1 500 Me-
tern eingehalten werden
muss.

„Da reden wir nicht mehr
über Spekulationen oder Ab-
sichtserklärungen“, betont
Mattias Bürger, Vorsitzender
des Vereins „Energie – erneu-
erbar und effizient“ (EEE) und
CDU-Gemeindeverbandsvor-
sitzender in Anröchte. „Kon-
kreter geht´s nicht, das wird
kommen“, ist er sicher.

„Ein fatales
Signal“

Für ihn ist klar, dass sich bei
diesem Punkt der Koalitions-
partner, also die FDP, durch-
gesetzt hat. Was Bürger da-
von hält, daras macht er kei-
nen Hehl: „Das ist ein fatales
Signal für die Windkraft, weil
wir einen vernünftigen Mix
aus regenerativen Energien
brauchen werden, um unsere
Klimaziele zu erreichen“.

Mit der neuen Regelung sei
das aber nicht zu machen.
„Im Kreis Soest bedeutet das
de facto das Aus für den Bau
weiterer Anlagen, und auch
für das Repowering wird das
spürbare Auswirkungen ha-
ben“, befürchtet Bürger. Letz-
teres meint den Ersatz älterer
und kleinerer Windräder
durch größere und leistungs-
stärkere – weil der Mindest-
abstand zu Wohnbebauung
von deren Höhe abhängig ist,
wären größere Anlagen an
vielen Stellen nicht mehr ge-
setzeskonform.
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Verkehr
Ärger und Frust über endlose
Staus auf den Autobahnen in
NRW und viele Straßen und Brü-
cken in schlechtem Zustand, das
soll möglichst bald der Vergan-
genheit angehören – verspra-
chen CDU und FDP vor der Wahl.
„Das ist eine sehr komplexe The-
matik“, betonte Ingrid Scholtz,
Sprecherin von Straßen-NRW,
gestern auf Anfrage. Es sei noch
zu früh um beurteilen zu können,
an welchen „Stellschrauben“ die
Politik drehen wolle oder gar
werde. Erst wenn das deutlicher
werde, könne man auch darüber
reden, welche Effekte angedach-
te Maßnahmen oder Verände-
rungen auf den Straßenverkehr in
NRW haben würden. Eine „Ver-
besserung über Nacht“ werde es
sicher nicht geben, so Scholtz.
„Aber das hat auch niemand ver-
sprochen“. � kim

Am Sonntag will mein
Süßer nur noch shoppen gehen

Koalition will Zahl der Verkaufsoffenen Sonntage verdoppeln
SOEST � Viermal im Jahr durf-
ten bislang in Innenstädten
auch sonntags die Türen der
Einzelhandelsgeschäfte ge-
öffnet bleiben – maximal. Das
reicht den beiden Koalitions-
partnern, die in Düsseldorf
die nächsten Jahre regieren
wollen, nicht: Sie wollen die
Zahl der verkaufsoffenen
Sonn- oder Feiertage im Land
auf acht glatt verdoppeln.

Auf den Segen eines Kir-
chenmannes wie Pfarrer
Friedhelm Geißen können sie
dabei nicht bauen. „Das ist
eine schwere Belastung für
Familien und Freundeskrei-
se“, fasst er seine Kritik an
diesem Vorhaben zusammen.
Statt an Sonn- und Feiertagen
frei über Zeit verfügen zu

können, würden Menschen
auf das „Kunde sein“ redu-
ziert. Gerade die freie Zeit sei
ein „Geschenk“, dass das Zu-
sammenleben mit präge, so
Geißen – auch mit Blick auf
die Mitarbeiter, die in Zu-
kunft öfter auch an Wochen-
enden arbeiten müssten und
dadurch aus dem Familien-
verbund herausgerissen wür-
den.

Verständnis für
Einzelhandel

„Ich habe viel Verständnis
für die Sorgen des Einzelhan-
dels, der sich großer Konkur-
renz, zum Beispiel durch In-
ternetanbieter, ausgesetzt
sieht“, versichert Geißen.

„Aber der Wettbewerb darf
nicht um den Preis gesell-
schaftlichen Zusammenhal-
tes geführt werden“.

Martin Jochem, Vorsitzen-
der des Vereins Soester Wirt-
schaft (VSW), sieht das an-
ders. Er begrüßt die „neue
Flexibilität“ grundsätzlich,
warnt aber davor, dass vier
neue verkaufsoffene Sonnta-
ge alleine kein „Selbstläufer“
seien. „Es ist schon wichtig,
ein attraktives Rahmenpro-
gramm oder Event zu haben,
damit Besucher auch tatsäch-
lich kommen“.

Das Wichtigste für ihn ist
aber Planungssicherheit.
„Und die scheint es jetzt ja
wenigstens politisch zu ge-
ben“, freut er sich. � kim

Für den Kirchenmann ein Graus, für den Kaufmann das Gegenteil: Die geplante Verdoppelung der ver-
kaufsoffenen Sonntage in NRW findet in Soest ein geteiltes Echo.

Was CDU und FDP beschlossen haben, wird den Bau neuer Windrä-
der im Kreis unmöglich machen – fürchtet Mattias Bürger (EEE).

Studiengebühren
Gebühren fließen an alle Einrich-
tungen in NRW.
Für die Fachhochschule Südwestfa-
len zeigte sich Sprecherin Birgit
Geile-Hänßel aber optimistisch,
dass sich das zumindest kurzfristig
nicht negativ auf die Zahl der Stu-
dierenden an ihrer FH auswirken
werde. Dafür gebe es voraussicht-
lich zu viele Ausnahmen von dieser
Regel. Außerdem seien solche Stu-
diengebühren für ausländische Stu-
denten international bereits durch-
aus üblich. � kim

Sehr konkret wird der von CDU und
Liberalen ausgehandelte und in-
zwischen auch vorgestellte Koaliti-
onsvertrag in Sachen Studienge-
bühren. Nach den Vorstellungen
der beiden Partner sollen Studie-
rende aus Staaten außerhalb der
Europäischen Union (EU) zukünftig
an den Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen eine Gebühr in Höhe von
jeweils 1 500 Euro bezahlen.
Von diesem Geld hätten die unmit-
telbar betroffenen Hochschulen zu-
nächst einmal allerdings nichts, die

Viele wollen zurück
zu 13 Schuljahren
Alde steht für die Rückkehr zu G9 bereit

SOEST � „Das Aldegrever-
Gymnasium steht für die
Rückkehr zu G9 bereit“, sagte
Schulleiter Martin Fischer
gestern auf Anfrage unserer
Zeitung. Schon im Vorfeld
habe er Lehrer, Eltern und
Schüler um ihre Meinung ge-
fragt. Die Antwort zeige eine
überwältigende Mehrheit für
die Rückkehr zu neun Schul-
jahren am Gymnasium. „Kei-
ner der Kollegen hat sich für
die Beibehaltung von G8 aus-
gesprochen.“

Letztlich gebe es auch nur
sehr wenige Eltern, die G8
gut fänden. Auch wenn Un-
tersuchungen gezeigt hätten,
dass Schüler mit dem Abitur
nach G8 nicht schlechter als
Abiturienten nach G9 seien,
litten G8-Gymnasiasten unter
erheblich mehr Druck. „Die
Kinder und Jugendlichen
brauchen mehr Freiräume, es
muss wieder mehr Entspan-
nung in den Schulalltag ge-
bracht werden, die Schüler
sollen wieder mehr Spaß an
der Schule haben“, fordert Fi-
scher. Und noch etwas gebe
es zu bedenken: „Vielen Ab-
solventen nach G8 fehlt es an

Reife. Manche, die ihr Abi in
der Tasche haben, sind gera-
de mal 17 Jahre alt. Wenn sie
sich an der Uni einschreiben,
muss ein Elternteil dabei
sein.“ Fischer hofft, dass die
jungen Leute mit der Rück-
kehr zu G9 auch wieder Zeit
erhalten, reifer zu werden.

G9 soll an den Gymnasien
in NRW wieder die Regel wer-
den, dass heißt, dass die
Schulkonferenz sich aus-
drücklich für den Verbleib
bei G8 aussprechen muss.
„Wir brauchen also gar
nichts zu machen und keh-
ren zum Schuljahr 2019/20
zu G9 zurück.“ Wie das Archi-
gymnasium und das Convos
zu G9 stehen, war gestern
nicht zu erfahren, da die
Schulleiter in Konferenzen
waren.

Thomas Nübel, Leiter der
Abteilung Schule im Rathaus,
findet es noch zu früh, sich
um die Rückkehr zu G9 kon-
krete Gedanken zu machen.
„Zuerst muss der Koalitions-
vertrag stehen“. Die Rück-
kehr zu G9 sei langfristig an-
gelegt und werde für alle ein
„Riesenaufwand“. � agu

„Viel
Positives im

Vertrag“
Soester Bürgermeister

ist zuversichtlich
SOEST � Eckhard Ruthemeyer
ist Kummer gewohnt – als
Bürgermeister der Stadt Soest
hat er wie alle seine Kollegen
nie genug Geld für das, was
eigentlich nötig wäre. In dem
Koalitionsvertrag von CDU
und FDP findet der Christde-
mokrat aber durchaus Positi-
ves.

Als Beispiele nannte er ges-
tern unter anderem Pläne der
neuen Landesregierung, zu-
sätzliche Mittel in die Kinder-
tagesbetreuung zu investie-
ren und das Finanzierungs-
system der Kindertagesbe-
treuung zu vereinfachen.
„Das ist für eine Stadt wie
Soest, deren Einwohnerzahl
wächst und die zusätzliche
Kita-Plätze schafft, enorm
wichtig“, so Ruthemeyer.

Er lobte auch die Absicht,
für eine Entlastung der Kom-
munen bei den stetig wach-
senden Soziallasten sorgen
zu wollen, zum Beispiel im
Bereich der Unterhaltsvor-
schussleistungen.

Positiv findet der Bürger-
meister auch, dass nur noch
Flüchtlinge mit Bleibeper-
spektive auf die Kommunen
verteilt werden sollen und
die neue Koalition die „Be-
nachteiligung des ländlichen
Raumes “ beenden wolle.

Diese Reform des Gemein-
definanzierungsgesetzes sei
eine „alte Soester Forde-
rung“. � kim

Ein ganzes Land im Stau: So sahen das CDU und FDP vor der Wahl. Investitionen in den Verkehr sollen das schnell ändern – zumindest auf den Straßen. � Alle Fotos: Dahm

Eltern entscheiden
Förderschulen haben stabile Schülerzahlen

KREIS SOEST � Einige Förder-
schulen auch im Kreis Soest
wurden im Rahmen der ver-
stärkten Inklusion geschlos-
sen. Die neue schwarz-gelbe
Landesregierung will diesen
Prozess „entschleunigen“.

„Wir haben wegen der In-
klusion keine rückläufigen
Schülerzahlen in den vergan-
genen drei bis vier Jahren zu
verzeichnen gehabt“, sagt Ni-
cole Henning, stellvertreten-
de Schulleiterin der Bodel-
schwinghschule. Förderschu-
le mit dem Schwerpunkt geis-
tige Entwicklung. Ganz im
Gegenteil: Man verzeichne
sogar steigende Schülerzah-
len. Denn die Eltern treffen
die Wahl, auf welche Schule
sie ihr Kind schicken.

„Die Eltern informieren
sich sehr sorgfältig, bevor sie

ihr Kinder anmelden“, sagt
Henning. Die personell gute
Besetzung, kleine Klassen
und die Doppelbesetzung
durch zwei Lehrer überzeuge
viele Eltern.

„Unsere Schule ist nicht von
einer Schließung bedroht“,
sagt Gudula Schneider, Leite-
rin der Clarenbachschule mit
dem Förderschwerpunkt Ler-
nen. Dafür seien vor zwei Jah-
ren zwei Förderschulen in
Wickede und Werl sowie die
Soester Pestalozzischule in
der Clarenbachschule aufge-
gangen. „Unsere Schülerzahl
bleibt stabil. Viele Eltern ent-
scheiden sich bewusst für
eine Förderschule. Natürlich
hat mich der Richtungswech-
sel in der Politik für den Er-
halt von Förderschulen ge-
freut“, so Schneider. � agu


